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Untreue, § 266 StGB 
 

 

I.  Rechtsgut: Vermögen. 
 

II.  Struktur und systematische Stellung: 
 –  Bei der Untreue handelt es sich um ein Vermögensdelikt. Gegenstand der Untreue können also sowohl das Vermögen als Ganzes als auch einzelne Ver-

mögensgegenstände sein. 
 –  Die Untreue ist ein Vermögensbeschädigungsdelikt. Ausreichend ist also der Eintritt eines Vermögensschadens. Dass hierdurch irgendjemand bereichert 

wird oder bereichert werden soll, ist nicht erforderlich. Andererseits schließt eine (angestrebte) Bereicherung eines anderen die Untreue auch nicht 
notwendigerweise aus. Eine solche ist lediglich für die Erfüllung des Tatbestandes nicht erforderlich. 

 –  Die Untreue ist ein Vergehen, der Versuch ist nicht strafbar. In § 266 II StGB findet sich ein Verweis auf die Anwendung der (Regelbeispiele der) be-
sonders schweren Fälle des Diebstahls und des Betruges. 

 –  § 266 StGB enthält mit dem Missbrauchstatbestand und dem Treubruchstatbestand zwei selbständige Alternativen, wobei der letzte Halbsatz (besondere 
Vermögensbetreuungspflicht [str.] und Vermögensschaden) für beide Alternativen Geltung beansprucht. Dabei ist der Missbrauchstatbestand lex specialis. 

 –  § 266 StGB ist sowohl ein Tätigkeitsdelikt als auch ein echtes Unterlassungsdelikt. Ein Rückgriff auf § 13 StGB ist beim Unterlassen nicht erforderlich, 
da jede vermögensschädigende Verletzung einer Vermögensbetreuungspflicht durch Unterlassen unmittelbar tatbestandsmäßig ist. 

 –  § 266 StGB ist ein echtes Sonderdelikt. Der nicht vermögensbetreuungspflichtige Beteiligte kann niemals Täter, sondern nur Teilnehmer sein. Die Ver-
mögensbetreuungspflicht stellt zugleich ein besonderes persönliches Merkmal dar, so dass § 28 I StGB für den Teilnehmer anwendbar ist. 

 

III.  Der Missbrauchstatbestand (§ 266 I 1. Alt. StGB) 
 1.   Vorliegen einer besonderen Befugnis (= rechtliche, nicht nur faktische Möglichkeit) 
  a)  über fremdes Vermögen zu verfügen: scheidet aus bei einem lediglich gutgläubigen Eigentumserwerb nach § 932 BGB oder bei § 56 HGB bzw. 

bloßer Duldungs- oder Anscheinsvollmacht. 
  b)  einen anderen (rechtlich bindend) zu verpflichten. 
 2.   Herkunft dieser Befugnis 
  a)  Gesetz: z.B. Eltern, Vormund, Pfleger, Testamentsvollstrecker, Gerichtsvollzieher. 
  b)  Behördlicher Auftrag: z.B. Amtsträger, denen bestimmte Dienstgeschäfte zugewiesen sind. 
  c)  Rechtsgeschäft: Einräumung einer Vertretungsbefugnis, z.B. Stellvertretung, Prokura. 
 3.   Missbrauch dieser Befugnis: Auseinanderfallen des rechtlichen Könnens im Außenverhältnis und des rechtlichen Dürfens im Innenverhältnis (typischer 

Fall: bei Erteilung einer Prokura; vgl. §§ 49, 50 HGB). 
  –  Eine Zustimmung des Vermögensinhabers bei riskanten Geschäften stellt zwar ein tatbestandliches Einverständnis dar, ist aber nach den Grundsätzen 

der rechtfertigenden Einwilligung zu beurteilen, so dass Willensmängel etc. beachtlich sind. 
  –  Ferner darf das Einverständnis nicht selbst gesetzeswidrig sein bzw. eine Pflichtverletzung darstellen (z.B. Zustimmung des Aufsichtsrates zur 

Vermögensverschiebung durch den Vorstand). 
 4.   Pflicht, fremde Vermögensinteressen wahrzunehmen (= Vermögensbetreuungspflicht – str., ob diese im Rahmen des Missbrauchstatbestandes anwend-

bar ist; vgl. den Fall der ungedeckten Euroschecks). 
  = Besondere qualifizierte Pflichtenstellung im Zusammenhang mit der Geschäftsbesorgung für einen anderen in einer nicht ganz unbedeutenden 
                   Angelegenheit, wobei der übertragene Aufgabenkreis von einigem Gewicht sein muss und von einem gewissen Grad an Verantwortlichkeit geprägt sein 
                   muss. Kriterien hierfür sind: Maß der Selbständigkeit, Bewegungsspielraum und Entscheidungsfreiheit. 
 5.   Vermögensschaden (vgl. die Ausführungen beim Betrug, § 263 StGB und bei der Erpressung, § 253 StGB). 

   Aber: Der Schaden darf nicht bei irgendeinem Dritten oder hinsichtlich irgendwelcher Vermögenswerte eintreten, sondern muss sich gerade auf das zu 
betreuende Vermögen beziehen. Ein Schaden wird aber z.B. bei der Fehlleitung zweckgebundener öffentlicher Mittel bejaht. 

 

IV.  Der Treubruchstatbestand (§ 266 I 2. Alt. StGB) 
 1.   Pflicht, fremde Vermögensinteressen wahrzunehmen (= Vermögensbetreuungspflicht; diese ist nach h.M. identisch mit derjenigen des Missbrauchstat-

bestandes; vgl. oben III 4). Kriterien sind: 
  –  Die Vermögensbetreuungspflicht muss Hauptpflicht des Auftrages oder Vertragsverhältnisses sein. Eine bloße Nebenpflicht genügt nicht. 
  –  Die Tätigkeit muss Spielraum für eigenverantwortliche Entscheidungen bieten. Der Handelnde muss eine gewisse Selbstständigkeit und eine ge-

wisse Bewegungsfreiheit besitzen. 
  –  Die allgemeine Pflicht, sich „vertragsgemäß“ zu verhalten und den Vertragspartner nicht zu schädigen genügt regelmäßig für sich genommen nicht. 
 2.   Herkunft dieser Pflicht 
  a) -c) Gesetz, behördlicher Auftrag, Rechtsgeschäft (vgl. oben beim Missbrauchstatbestand). 
  d)  Treueverhältnis (hier kommt sowohl ein rechtlich begründetes als auch ein faktisches Treueverhältnis in Betracht; z.B. nichtiger Vertrag). 
 3.   Verletzung dieser Pflicht durch rechtsgeschäftliches oder faktisches Verhalten; möglich durch Tun oder durch pflichtwidriges Unterlassen. 
 4.   Vermögensschaden (vgl. die Ausführungen beim Betrug, § 263 StGB und bei der Erpressung, § 253 StGB, sowie oben III 5). 
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